
Donnerstag, 12. April 2018, Nr. 85 7POLITIK

Angst vor Luftangriffen

Kein Wort von Ahed Tamimi

Westliche Staaten drohen unverhohlen mit Bombardement von Syrien. In der 
Bevölkerung herrscht weiterhin Wunsch nach Frieden. Von Karin Leukefeld, Damaskus

Junge Palästinenserin wurde in Verhören bedrängt, verweigerte jedoch jede Aussage

Die Nacht zu Mittwoch blieb 
ruhig. Ein erwarteter Angriff 
der US-Streitkräfte und ihrer 

Verbündeten auf Syrien hatte nicht 
stattgefunden. Doch rechnen viele 
in Damaskus und landesweit damit, 
dass der feindseligen und drohenden 
Sprache westlicher Regierungschefs – 
wie jüngst von US-Präsident Donald 
Trump – und ihrer Diplomaten im 
UN-Sicherheitsrat Raketen, Bomben 
und Zerstörung folgen könnten.

»Sie haben schon Listen von Zielen 
veröffentlicht, die sie angreifen wol-
len«, sagt Nabil M., ein pensioniert 
Agraringenieur. Sein Nachbar Hus-
sam, der früher bei der Landesver-
tretung von Mercedes-Benz in Syrien 
arbeitete, geht sogar davon aus, dass 
die US-Streitkräfte »die Telekommu-
nikation, das syrische Fernsehen, den 
Präsidentenpalast, Ministerien, Brü-
cken und militärische Anlagen« in und 
um Damaskus bombardieren könnten. 
Auf den Hinweis, dass es sich bei den 
meisten der von ihm vermuteten Zie-
le um zivile Einrichtungen handelt, 
die nach dem Völkerrecht nicht ange-
griffen werden dürfen, reagiert er mit 
Schulterzucken: »Was haben sie im 
Irak, in Mossul, in Deir Al-Sor und in 
Rakka gemacht? Die US-Armee küm-
mert sich nicht um das Völkerrecht.«

Die aus Deutschland stammende 
Geschäftsfrau Heike W., die seit mehr 
als 30 Jahren in Syrien lebt, geht da-
von aus, dass ein bevorstehender Krieg 
»eine US-amerikanisch-russische 
Konfrontation« sei, »Syrien wird nur 
der Schauplatz sein.« International ge-
he es um die Kontrolle von Handels-
wegen und Ressourcen. Das chinesi-
sche Projekt der Neuen Seidenstraße 
fordere den Westen heraus. »Die USA 
und der Westen werden nicht zulassen, 
dass diese Region nicht von ihnen kon-
trolliert wird«, ist sie überzeugt.

Regierungsgegner sprechen nicht 
darüber, mögen schweigend aber dar-
auf hoffen, dass ein Angriff des Wes-
tens dem von ihnen so verhassten »Re-
gime den Kopf abschlagen« könnte. 
Andere schütteln indes den Kopf und 

fürchten weitere Zerstörung, eine Ver-
längerung des Krieges und Chaos.

Das syrische Militär, Regierung und 
Präsident befinden sich in Alarmbe-
reitschaft, Details sind nicht bekannt. 
Am Mittwoch trafen in Damaskus 
Außenminister Walid Muallem und 
Ali Akbar Welajati zusammen und be-
rieten über eine engere Zusammen-
arbeit von Syrien und Iran. Welajati ist 
der außenpolitische Berater von Aja-
tollah Ali Khamenei, dem religiösen 
Oberhaupt des Iran.

Mindestens vier iranische Soldaten 
waren bei dem israelischen Angriff auf 
einen Militärstützpunkt in Palmyra in 
der Provinz Homs am vergangenen 
Montag getötet worden. Die israelische 
Kampfjets hatten aus dem libanesischen 
Luftraum heraus die Basis angegriffen, 
ein Verstoß gegen internationales Recht. 

Sechs der acht abgefeuerten Raketen 
konnten von der syrischen Luftabwehr 
zerstört werden.

Das israelische Sicherheitskabinett 
trat am Mittwoch zusammen, um die 
Lage in Syrien und mögliche militäri-
sche Operationen des Westens gegen 
das Land zu beraten. Israel dürfte bei 
einem gemeinsamen westlichen Angriff 
ebenso dabei sein wie Saudi-Arabien. 
Der israelische Bauminister Yoav Galant 
wurde am Mittwoch mit den Worten 
zitiert, es sei »Zeit, Assad zu ermorden«.

Deutschland dürfte mit sei-
nen Aufklärungstornados und den 
»AWACS«-Flugzeugen im Rahmen 
der US-geführten »Anti-IS-Allianz« 
bereits mögliche Ziele markiert und 
dokumentiert haben. Syrien liegt wie 
ein offenes Buch auf den Bildschirmen 
der NATO.

Ein offizieller Gesprächspartner in 
Aleppo, der namentlich nicht genannt 
werden will, äußerte im Gespräch mit 
junge Welt Unverständnis über die Hal-
tung der Bundesregierung. Deutsch-
land sei kulturell, wirtschaftlich und 
bei der humanitären Hilfe ein Leucht-
turm. Doch im Nahen Osten folge die 
Berlin den USA und Israel. Die Wirt-
schaftssanktionen gegen Syrien scha-
deten nicht nur den Syrern, sondern 
auch der deutschen Wirtschaft. Feind-
seligkeit gegen Syrien werde gesät. 
»Was wollen sie von uns? Wollen sie 
meinen Tisch, meine Jacke? Ich kann 
ihnen beides geben, wenn sie es brau-
chen. Soviel ich gehört habe, will die 
deutsche Bevölkerung keinen Krieg, 
auch nicht in Syrien. Warum tut die 
deutsche Regierung das Gegenteil von 
dem, was die Bevölkerung will?«

Sie brüllen sie an, machen ab-
schätzige Bemerkungen über 
ihre helle Haut und drohen mit 

der Verhaftung ihrer Verwandten – im 
Verhör durch das israelische Militär ist 
die palästinensische Freiheitskämpfe-
rin Ahed Tamimi von zwei Ermittlern 
schwer drangsaliert worden. Das geht 
aus einem Video hervor, das der Nach-
richtenagentur AP in voller Länger 
vorliegt und von Tamimis Familie am 
Montag veröffentlicht wurde.

Die 17jährige aus dem Dorf Nabi 
Salih in der Westbank war am 19. De-
zember festgenommen worden, weil sie 
schwerbewaffnete israelische Soldaten 
in voller Kampfmontur mehrfach be-
schimpft, geschubst, geschlagen und 
getreten hatte. Die Videos davon lud die 
Mutter im Internet hoch. Am 21. März 
wurde Ahed Tamimi zu acht Mona-
ten Haft und einer Geldstrafe von um-
gerechnet etwas mehr als 1.000 Euro 
verurteilt. »Es gibt keine Gerechtigkeit 
unter der Besatzung, und dieses Gericht 

ist illegal«, hatte Tamimi im Gerichts-
saal die Legitimität der israelischen Mi-
litärjustiz angezweifelt.

Während des Verhörs, das am 
26.  Dezember stattgefunden haben 
soll, verweigert die junge Frau be-
harrlich die Aussage. Sie bleibt auch 
stumm, als die beiden aggressiven Er-
mittler ankündigen, ihre Familie vor-
zuladen. »Wir werden jeden holen, 
wenn du nicht kooperierst. Es liegt in 
deinen Händen. Sie werden mit uns 
reden«, droht einer der Verhörenden 
in fließendem Arabisch. »Du hast Au-
gen wie ein Engel«, flötet der Mann 
an anderer Stelle anzüglich. Immer 
wieder kommt er ihr bedrohlich na-
he. Die Aufnahmen unterstützen die 
Beschwerde wegen sexueller Belästi-
gung, die Tamimis Anwältin bereits 
am 2. April eingereicht hat.

Das Video zeigt auch: Das israelische 
Militär verzichtete bei den Befragungen 
auf die Anwesenheit wenigstens einer 
anderen Frau. Die 17jährige blieb mit 

den beiden Männern alleine und offen-
bar ohne anwaltlichen Beistand.

Er habe das Video an die Öffentlich-
keit gebracht, um zu zeigen, wie tap-
fer, mutig und couragiert seine Tochter 
aufgetreten sei, sagte Vater Bassam 
Tamimi am Mittwoch dem arabischen 
Fernsehsender Al-Arabija. Seine 
Tochter habe während der zehn Tage 
langen Verhöre geschwiegen. »Sie ant-
wortete nicht einmal auf die einfachs-
ten Fragen wie nach ihrem Namen.« 
Alle könnten von ihr lernen. »Israels 
Schikane und Besatzungsverbrechen 
brechen nicht den Willen des palästi-
nensischen Volkes und seiner Kinder.«

Derzeit befinden sich mehr als 350 
Kinder und Jugendliche in israelischer 
Haft. Darauf wiesen Menschenrechts-
organisationen am 5. April hin, dem 
palästinensischen »Tag der Kinder«. 
Aus diesem Anlass veröffentlichte 
auch die EU über ihre Büros in Ra-
mallah und Jerusalem ein Statement, 
in dem sie insbesondere auf den Fall 

Ahed Tamimi hinwies: »Die Europäi-
sche Union ist tief besorgt über die 
Bedingungen und Abläufe während 
der Verhaftung und Verhöre sowie 
über die Inhaftierung von Minderjäh-
rigen.« Zudem seien minderjährige 
Palästinenser »durch die israelischen 
Kräfte unter Verwendung tödlicher 
Gewalt ums Leben gekommen«. Israel 
sei nach internationalen Gesetzen ver-
pflichtet, die Rechte von Kindern zu 
respektieren.

»Wir werden unseren Kampf gegen 
die Besatzung fortsetzen und weiter-
hin ihre Hässlichkeit zeigen«, kündigte 
Bassam Tamimi laut Al-Arabija an. 
»Wir sind keine Opfer. Wir sind Kämp-
fer für die Freiheit unseres Volkes.« 
Die Palästinenser bräuchten keine 
Angst vor der Besatzungsmacht zu ha-
ben, denn diese sei schwächer, als viele 
denken. »Man muss damit fortfahren, 
sich ihr zu widersetzen, und dieses 
junge Mädchen ist ein Beispiel dafür.«
� Gerrit Hoekman

Befreite Gebiete: Syrische Soldaten kontrollieren den Ort Zamalka in der Ostghuta (10.4.2018)
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Babis kämpft in Prag 
mit Regierungsbildung
Prag. Staatspräsident Milos 
Zeman hat dem geschäftsfüh-
renden Premierminister Andrej 
Babis (ANO) empfohlen, mit 
der Kommunistischen Partei 
Böhmen und Mährens (KSCM) 
und der rassistischen Partei 
»Freiheit und Direkte Demo-
kratie« (SPD) Verhandlungen 
zu einer Regierungsbildung 
aufzunehmen. Am Dienstag 
abend hatten sich die beiden 
zu Beratungen getroffen, wie 
der tschechische Rundfunk be-
richtete. Verhandlungen mit 
den Sozialdemokraten waren 
am Wochenende gescheitert. 
Tschechien hat seit den Wahlen 
im Oktober letzten Jahres keine 
offizielle Regierung.�  (jW)

Urteil in Myanmar wegen 
Tötung von Rohingya
Rangun. Wegen der Tötung von 
zehn Männern der muslimi-
schen Minderheit der Rohin-
gya in Myanmar sind in dem 
südostasiatischen Land nach 
Armeeangaben sieben Mili-
tärangehörige zu Haftstrafen 
und Zwangsarbeit verurteilt 
worden. Vier Offiziere und 
drei Soldaten müssten zehn 
Jahre ins Gefängnis und harte 
Arbeit verrichten, hieß es am 
späten Dienstag abend auf der 
Facebookseite von Armeechef 
Min Aung Hlaing. Forderun-
gen nach einer unabhängigen 
Untersuchung wurden igno-
riert. � (AFP/jW)

Aserbaidschan wählt 
Präsidenten
Baku. 5,2 Millionen Bürger 
waren am Mittwoch aufgeru-
fen, einen neuen Präsidenten 
zu wählen. Ein Sieg des seit 
15 Jahren regierenden Amts-
inhabers Ilham Alijew galt als 
sicher. Die wichtigsten Oppo-
sitionsparteien boykottierten 
den Urnengang. Sie beklagten 
einen unfairen Wahlkampf 
und befürchteten, dass das 
Abstimmungsergebnis mani-
puliert wird. Alijew hatte die 
Präsidentschaftswahl Anfang 
Februar um mehrere Monate 
vorgezogen, ohne dafür einen 
Grund zu nennen. Es wäre 
Alijews vierte Amtszeit als 
Präsident, der nach dem Tod 
seines Vaters Heidar 2003 an 
die Staatsspitze rückte und 
2008 und 2013 wiedergewählt 
wurde. � (AFP/jW)

Sudan will politische 
Gefangene freilassen
Khartum. Der sudanesische 
Präsident Omar Al-Baschir hat 
einem Medienbericht zufolge 
die Freilassung aller politischen 
Gefangenen angeordnet. Dies 
sei eine Reaktion auf Forde-
rungen von Parteien und Grup-
pen, die sich am sogenannten 
nationalen Dialog beteiligten, 
berichtete die staatliche Nach-
richtenagentur Suna am Diens-
tag abend. Wie viele Gefangene 
von der Entscheidung betroffen 
sind, wurde zunächst nicht be-
kannt. 
� (Reuters/jW)


